
   Beschluss: Wehrpflichtrecht 
   AZ: VG Stuttgart 13 K 499/10  
  
   Simone Baiker 
  Rechtsanwältin 
  Fachanwältin für Verwaltungsrecht 
   
  ► Marcus Richter, LL.M.* 
  Rechtsanwalt 
  * Wirtschafts-/Steuerrecht 

 
  Kaiserswerther Straße 263 
  40474 Düsseldorf 
  T (02 11) 58 65 156 
  F (02 11) 58 65 158 
  b-r@baiker-richter.de 
  www.baiker-richter.com   

Die vorstehende Urteilsbesprechung soll lediglich eine Anregung für häufig auftretende Konflikte aufzeigen.  
Sie erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Insbesondere macht sie eine Beratung im Einzelfall nicht entbehrlich. 

Nur eine umfassende, individuell auf die persönliche Situation abgestimmte Beratung kann dazu beitragen, eigene Interessen  
durchzusetzen und/oder drohende Schäden abzuwenden.  

© 2009, RAe Baiker, & Richter 

 
 
 
 
Das Verwaltungsgericht Stuttgart hat mit Beschluss vom 01.03.2010 (13 K 499/10) entschieden, dass der 

Begriff der „Dualen Ausbildung“ im Sinne des § 12 Abs. 4 S. 2 Nr. 3c WPflG so ausgelegt werden müsse, 

dass auch ein BA-Studium als eine solche angesehen werden müsse.  

 

Aus den Urteilsgründen:  

 

„…Der Gesetzgeber habe in der genannten Zurückstellungsregelung den Begriff des „dualen Bildungs-

ganges“ vielmehr ausdrücklich als „Studium mit studienbegleitender betrieblicher Ausbildung“ um-

schrieben.  

 

Die Kammer halte es für wenig wahrscheinlich, dass der Gesetzgeber die (weitergehende) Formulierung 

„betriebliche Ausbildung“ verwendet hätte, wenn er mit der genannten Zurückstellungsvorschrift ledig-

lich duale Bildungsgänge hätte privilegieren wollen, die ein Studium mit einer studienbegleitenden Be-

rufsausbildung verbinden. Es spreche mehr dafür, dass der Gesetzgeber diese begriffliche Unterschei-

dung bewusst gewählt habe, um der Tatsache Rechnung zu tragen, dass die dualen Bildungsgänge an den 

deutschen Dualen Hochschulen unterschiedlich ausgestaltet seien, nämlich entweder als Studium mit 

studienbegleitender Berufsausbildung oder aber als Studium mit studienbegleitender sonstiger betriebli-

cher Ausbildung, wie sie beispielsweise an der DHBW ausschließlich angeboten würden.  

 

Die Richtigkeit dieser sich am Gesetzeswortlaut orientierenden Auslegung der genannten Zurückstel-

lungsvorschrift werde nach Ansicht der Kammer auch durch die Entstehungsgeschichte der Vorschrift 

und die im Gesetzgebungsverfahren dokumentierten Gründe und Motive für die Privilegierung dualer 

Studiengänge bestätigt (vgl. hierzu insbesondere: BT-Drs. 16/7955; 16/8640 und 16/9289): 

Der (ursprüngliche) Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Änderung wehrrechtlicher und anderer Vor-

schriften (Wehrrechtsänderungsgesetz 2007, BT-Drs. 16/7955, Seite 6) war eine Reaktion des Gesetzge-

bers auf ein Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 24.10.2007 (vgl. in Buchholz 448.0 § 12 WPflG Nr. 

214 bzw. in juris), in dem das Bundesverwaltungsgericht entschieden hatte, dass duale Bildungsgänge, für 

die § 12 Abs. 4 WPflG in seiner ab 2004 geltenden Fassung keine ausdrückliche Regelung enthielt, nicht 

Berufsausbildungen, sondern Fachhochschulausbildungen gleichzustellen seien. In der ursprünglich 

vorgesehenen Regelung des § 12 Abs. 4 Satz 2 Nr. 3 b WPflG sollte diese Gleichstellung im Sinne einer 

Klarstellung auch gesetzlich geregelt werden, mit der Folge, dass eine das Studium begleitende praktische 

Ausbildung bzw. eine in das Studium integrierte Berufsausbildung im Hinblick auf eine Zurückstellung 

künftig ohne Bedeutung sein sollte (vgl. BT-Drs. 16/7955, S. 27).  

 

Die Zurückstellungsvorschrift des § 12 Abs. 4 Satz 
2 Nr. 3 c WPflG gilt für duale Bildungsgänge unab-
hängig davon, ob das Studium mit einer Be-
rufsausbildung oder lediglich mit einer sonstigen 
Ausbildung verbunden ist.  



Seite 2 von 2 

Nachdem der Bundesrat in seiner Stellungnahme zum Gesetzentwurf diese in der Neufassung des § 12 

Abs. 4 Satz 2 Nr. 3 b WPflG angestrebte Gleichbehandlung von Studierenden im dualen Studium mit 

„normalen“ Studierenden als nicht vertretbar bezeichnet hatte, weil „die Unterbrechung betrieblicher 

Ausbildungsverträge erheblich problematischer sei als die Unterbrechung eines regulären Studiums“ (vgl. 

zur Begründung im Einzelnen BT-Drs. 16/7955, S. 47), änderte die Bundesregierung den Gesetzentwurf in 

ihrer Gegenäußerung dahingehend ab, dass für duale Bildungsgänge in § 12 Abs. 4 Satz 2 in Nr. 3 c WPflG 

ein eigener Zurückstellungstatbestand aufgenommen wurde, dessen Wortlaut bereits mit der später Ge-

setz gewordenen und heute geltenden Regelung des § 12 Abs. 4 Satz 2 Nr. 3 c WPflG identisch war (vgl. 

BT-Drs. a.a.O. S. 50). In ihrer Begründung räumte die Bundesregierung ein, dass „die Unterbrechung ei-

nes dualen Studiums organisatorisch schwieriger zu handhaben sei als die eines reinen Studiums und 

den dual Studierenden daher stärker belasten könne als einen Studierenden in einem Studium herkömm-

licher Art. Die vorgeschlagene begrenzte Privilegierung der dual Studierenden durch die Neuregelung des 

§ 12 Abs. 4 Satz 2 Nr. 3 c WPflG könne zur Kompensation dieser Nachteile beitragen“. Im Weiteren zog die 

Bundesregierung hieraus die Schlussfolgerung, „dass Absolventen eines dualen Bildungsganges, bei dem 

im Ausbildungsvertrag sowohl das Studium als auch eine betriebliche Ausbildung vereinbart werden, 

deshalb bereits ab dem Beginn des dualen Studienganges zurückgestellt werden sollten, wenn das Studi-

um nicht mehr als 8 Semester Regelstudienzeit umfasse und spätestens drei Monate nach dem Ausbil-

dungsbeginn angetreten werde“ (vgl. BT-Drs. a.a.O. S. 49). 

 

Auch der Gesetzesbegründung ließe sich also nicht entnehmen, dass die Bundesregierung mit der vorge-

schlagenen Zurückstellungsregelung für duale Bildungsgänge ausschließlich duale Studiengänge privile-

gieren wollte, bei denen eine Berufsausbildung im Sinne der Regelung des § 12 Abs. 4 Satz 2 Nr. 3 e WPflG 

in das Studium integriert sei. Denn auch in dieser Begründung würde - wie im Gesetz selbst - der weiter-

gehende Begriff „betriebliche Ausbildung“ verwendet, was auch in der Sache ohne Weiteres nachvoll-

ziehbar sei, weil die von der Bundesregierung genannten, für die Privilegierung dualer Studiengänge an-

geführten Gründe unabhängig davon gelten dürften, ob der duale Bildungsgang als Studium mit studien-

begleitender Berufsausbildung oder - wie in Baden-Württemberg ausschließlich - als Studium mit stu-

dienbegleitender sonstiger betrieblicher Ausbildung ausgestaltet sei….“ 


